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Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Gemeinden 
Fensterbach und Schmidgaden für das Haushaltsjahr 2022  

 
I.  

Aufgrund der Art. 40 ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung 
- GO) hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 

Gemeinden Fensterbach und Schmidgaden in ihrer öffentlichen Sitzung am 18.11.2021 
folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 beschlossen, die hiermit gem. 

Art. 24 KommZG i.V.m. Art. 65 Abs. 3 GO bekanntgemacht wird:  
§ 1  

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit fest-

gesetzt; er schließt 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit   815.700,00 Euro 

und  
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit   767.500,00 Euro 
ab.  

§ 2  
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-

maßnahmen wird auf 600.000 € festgesetzt.  
§ 3  

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt.  

§ 4  
Eine Verwaltungsumlage wird nicht erhoben.  

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 75.000 Euro festgesetzt.  

§ 6  
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen.  

§ 7  
Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft. 
 

II.  
Das Landratsamt Schwandorf hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 

24.11.2021, Az. 2.1-941-2021/015010, die erforderliche rechtsaufsichtliche Genehmi-
gung der vorgesehenen Kreditaufnahme (§ 2 der Haushaltssatzung) unter Beachtung 

von Inhalts- und Nebenbestimmungen erteilt und festgestellt, dass die Haushaltssat-
zung keine weiteren genehmigungspflichtigen Bestandteile enthält. 
 

III. 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur nächsten amtlichen Bekanntma-

chung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich gemacht. Die Einsichtnahme ist bei 
der Geschäftsstelle des Zweckverbandes im Rathaus in Wolfring, Zimmer Nr. E 7, 
Knöllinger Str. 5, 92269 Fensterbach, während der Dienststunden möglich. 

 
Fensterbach, 30.11.2021 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Gemeinden Fensterbach und Schmidgaden  
Ziegler 
Verbandsvorsitzender 
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Übungen von NATO-Landstreitkräften HFCA Landing Zone Training 

Die US Armee 1st Battalion, 214th Aviation Regiment, US Army Europe. Bases and 
helicopter types history (1-214 AVN), 12th CAB HQ (Combat Aviation Brigade) führt in 

der Zeit vom 03. Januar 2022 bis 31. Januar 2022 eine Übung durch. 
Bezeichnung: HFCA Landing Zone Training 

Übungsraum: Die Übung findet im östlichen und südlichen Landkreisgebiet statt. 
Stadt Burglengenfeld – Stadt Teublitz – Stadt Schwandorf – Stadt Neunburg vorm Wald 
 

Schwerpunkt des Manövers sind Hubschrauberlandungen auf vorgegebenen Landungs-
zonen. Es finden auch Nachtübungen statt. Voraussichtliche Ballungsräume und Straßen 

mit mehr als verkehrsüblicher Benutzung sind nicht gemeldet.  
Die Verkehrsteilnehmer werden gebeten im Übungsraum in dieser Zeit entsprechend 
vorsichtig zu fahren und auf verkehrsregelnde Hinweise zu achten.  

Die Bevölkerung wird gebeten, sich von Einrichtungen der übenden Truppen fernzuhal-
ten. Auf die von liegengebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und der-

gleichen) ausgehenden Gefahren wird ausdrücklich warnend hingewiesen.  
Unbefugter Umgang mit Sprengmitteln kann nach dem Waffengesetz und dem Spreng-

stoffgesetz strafrechtlich verfolgt werden. 
 
Übungsschäden sind innerhalb eines Monats nach Beendigung der Übung schriftlich bei 

der Gemeinde oder innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der Ge-
schädigte von dem Schaden und der beteiligten Truppe Kenntnis erlangt hat, schriftlich 

bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben Schadensregulierungsstelle Regional-
büro Süd Nürnberg, Rudolfstraße 28-30, 90489 Nürnberg (Tel. 0911/99261-0) geltend 
zu machen.  

Einwendungen oder einschränkende Bedingungen gegen diese Übung sind wegen der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit direkt bei der Truppe anzumelden, ansonsten 

wird Fehlanzeige angenommen.  
 
Schwandorf, 01.12.2021 

Landratsamt Schwandorf 
 

 
 
Übung von NATO-Land- und Luftstreitkräften 1.2 CR STX Lanes Jan 22 

 
Die US Armee 7ATC HQ G3 Maneuver Management führt in der Zeit vom 05. Januar 

2022 bis 04. Februar 2022 eine Gefechts- und Luftlandeübung durch.  
Bezeichnung: 1.2 CR STX Lanes Jan 22 
Übungsraum: Die Übung findet sowohl in militärischen Liegenschaften als auch im freien 

Gelände statt.  
Betroffen sind im Landkreis Schwandorf die Gemeinden: 

Stadt Pfreimd, Stadt Nabburg, Gemeinde Schwarzach b. Nabburg, Markt Schwarzenfeld, 
Gemeinde Trausnitz, Gemeinde Gleiritsch, Gemeinde Guteneck, Gemeinde Altendorf, 
Markt Schwarzhofen, Gemeinde Teunz, Gemeinde Niedermurach, Stadt Oberviechtach, 

Stadt Schönseee, Gemeinde Weiding 
 

Im Rahmen des Manövers finden Helikopterlandeübungen und Nachtübungen mit Ein-
satz von Manöver- und Nebelmunition statt. Voraussichtliche Ballungsräume und Stra-
ßen mit mehr als verkehrsüblicher Benutzung sind nicht gemeldet. 
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Die Verkehrsteilnehmer werden gebeten im Übungsraum in dieser Zeit entsprechend 
vorsichtig zu fahren und auf verkehrsregelnde Hinweise zu achten.  

Die Bevölkerung wird gebeten, sich von Einrichtungen der übenden Truppen fernzuhal-
ten. Auf die von liegengebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und der-

gleichen) ausgehenden Gefahren wird ausdrücklich warnend hingewiesen.  
Unbefugter Umgang mit Sprengmitteln kann nach dem Waffengesetz und dem Spreng-
stoffgesetz strafrechtlich verfolgt werden. 

 
Übungsschäden sind innerhalb eines Monats nach Beendigung der Übung schriftlich bei 

der Gemeinde oder innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der Ge-
schädigte von dem Schaden und der beteiligten Truppe Kenntnis erlangt hat, schriftlich 
bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben Schadensregulierungsstelle Regional-

büro Süd Nürnberg, Rudolfstraße 28-30, 90489 Nürnberg (Tel. 0911/99261-0) geltend 
zu machen.  

Einwendungen oder einschränkende Bedingungen gegen diese Übung sind wegen der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeitdirekt bei der Truppe anzumelden, ansonsten 
wird Fehlanzeige angenommen. 

 
Schwandorf, 06. Dezember 2021 

Landratsamt Schwandorf 
 
 

 
Haushaltssatzung des Schulverbandes für die Mittelschule Oberviechtach für 

das Haushaltsjahr 2021 
 

I.   

Aufgrund des Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), i.V.m. 
Art. 40 ff. KommZG sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Schulver-

band für die Mittelschule Oberviechtach folgende Haushaltssatzung:  
§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit fest-

gesetzt; er schließt im  
Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit   877.600 Euro 

und im  
Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit   181.900 Euro  ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
§ 4 

Verwaltungsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahme nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung 

von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2021 auf 

698.600 Euro festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder 
des Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl 
nach dem Stand vom 01. Oktober 2020 auf 288 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 2.425,6944 Euro festgesetzt. 

Investitionsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung 

von Ausgaben im Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2021 auf 7.200 
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Euro festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach 
dem Stand vom 01. Oktober 2020 auf 288 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Investitionsumlage wird je Verbandsschüler auf 25,0000 Euro festgesetzt.  
§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 

dem Haushaltsplan wird auf 80.000 Euro festgesetzt.  
§ 6 

Die Schulverbandsumlage ist mit einem Viertel ihres Jahresbetrags am 15. jeden ers-
ten Quartalmonats fällig. 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft. 
 

II.  
Das Landratsamt Schwandorf hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 15. 
November 2021, Az.: 2.1-941-2019/013597, festgestellt, dass die Haushaltssatzung 

keine genehmigungspflichtigen Bestandteile enthält. 
 

III.   
Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung 
eine Woche lang in der Geschäftsstelle des Schulverbandes in Oberviechtach, Nabbur-

ger Str. 2, 92526 Oberviechtach während der Dienststunden öffentlich zur Einsicht-
nahme auf. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt außerdem während der Dauer ihrer Gül-
tigkeit zur Einsicht bereit. 
 

Oberviechtach, 23.11.2021 
Schulverband Oberviechtach 

Rudolf J. Teplitzky 
Schulverbandsvorsitzender 
 

 
 

Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt 
Weiden ermittelten Überschwemmungsgebiets am Sterzenbach von Flusskilo-

meter 0,000 bis 1,448 auf dem Gebiet der Stadt Nabburg im Landkreis Schwan-
dorf  
 

Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass es wichtig ist, 
aktiv vorzusorgen, um Hochwasserschäden zu minimieren. Eine Voraussetzung dafür 

ist, die Gebiete zu ermitteln, die bei Hochwasser voraussichtlich überschwemmt werden. 
Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) verpflichtet deshalb die Wasserwirtschaftsäm-
ter, die Überschwemmungsgebiete in Bayern zu ermitteln und zu kartieren (Art. 46 Abs. 

1 BayWG).  
Auf dem Gebiet der Stadt Nabburg im Landkreis Schwandorf wurde das Überschwem-

mungsgebiet am Sterzenbach von Flusskilometer 0,000 bis 1,448 (im Folgenden als 
Überschwemmungsgebiet bezeichnet) berechnet und im beigefügten Plan dargestellt. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich dabei um die Ermittlung und 

Dokumentation einer von Natur aus bestehenden Gefährdungslage und nicht um eine 
durchgeführte oder veränderbare Planung handelt.  
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Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche Hoch-
wasser (Bemessungshochwasser − HQ100). Ein 100-jährliches Hochwasser wird an ei-

nem Standort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren einmal erreicht oder über-
schritten. Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 

100 Jahren auch mehrfach auftreten.  
Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemmten Flächen sind in der als An-
lage 5 beigefügten Übersichtskarte im Maßstab M 1 : 15 000 diagonal schraffiert und 

blau dargestellt. Eine Detailkarte im Maßstab M 1 : 2 500 kann  
 im Landratsamt Schwandorf, Zimmer 235, Wackersdorfer Str. 80, 92421 Schwandorf 

und 
 bei der Verwaltungsgemeinschaft Nabburg, Oberer Markt 16, 92507 Nabburg  
täglich während der üblichen Dienstzeiten eingesehen werden. 

 
Hinweis aufgrund der derzeitigen besonderen Situation (COVID-19): 

Die gegenwärtig bei der jeweiligen Behörde geltenden Hygienevorschriften sind zu be-
achten.  
Die Darstellung des Gebietes ist im Internet auf der Homepage des Landkreises 

Schwandorf unter https://geodaten.landkreis-schwandorf.de/portal/home/ unter dem 
Thema Überschwemmungsgebiete auffindbar.  

Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Überschwemmungsgebiet dargestellten Flä-
chen als vorläufig gesicherte Gebiete. Damit sind insbesondere folgende Rechtswirkun-
gen verbunden:  

1) Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet ist gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Abs. 8 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die Ausweisung neuer 

Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen oder in sonstigen Satzungen nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB) untersagt. Das Verbot gilt nicht, wenn die Ausweisung aus-
schließlich der Verbesserung des Hochwasserschutzes dient, sowie für Bauleitpläne 

für Häfen und Werften (§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG).  
Ausnahmsweise kann das Landratsamt Schwandorf (Kreisverwaltungsbehörde) ab-

weichend vom genannten Verbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 WHG die Ausweisung 
neuer Baugebiete unter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG zulassen.  

2) Nach § 78 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 WHG hat die Gemeinde bei der Aufstellung, 

Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen für Gebiete, die nach § 30 Abs. 1 und 2 
oder § 34 BauGB zu beurteilen sind, in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB insbe-

sondere zu berücksichtigen:  
1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger,  

2. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes 
und  

3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben.  

Dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 BauGB entsprechend.  
3) Nach § 78 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 WHG ist die Errichtung oder Erwei-

terung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. Das Ver-
bot gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus von Deichen und Däm-
men, der Gewässer- und Deichunterhaltung und des Hochwasserschutzes des Mess-

wesens (§ 78 Abs. 4 Satz 2 WHG).  
Im Einzelfall kann das Landratsamt Schwandorf (Kreisverwaltungsbehörde) abwei-

chend von § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anla-
gen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB gemäß § 78 Abs. 5 WHG zulassen, wenn  

1. das Vorhaben  

a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und 
der Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und 

zeitgleich ausgeglichen wird,  

https://geodaten.landkreis-schwandorf.de/portal/home/
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b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verän-
dert,  

c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und  
d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder  

2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen wer-
den können.  

Bei der Prüfung der zuvor genannten Voraussetzungen sind auch die Auswirkungen 

auf die Nachbarschaft zu berücksichtigen (§ 78 Abs. 5 Satz 2 WHG).  
4) Gemäß § 78a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 WHG ist in vorläufig gesicherten Über-

schwemmungsgebieten ebenfalls untersagt:  
1. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den Wasserab-

fluss behindern können,  

2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf dem Boden, 
es sei denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen Land- und 

Forstwirtschaft eingesetzt werden,  
3. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anlagen,  
4. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegenständen, die den 

Wasserabfluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können,  
5. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche,  

6. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des 
vorsorgenden Hochwasserschutzes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und § 75 Abs. 
2 WHG entgegenstehen,  

7. die Umwandlung von Grünland in Ackerland,  
8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.  

Die zuvor genannten Verbote nach § 78a Abs. 1 gelten nicht für Maßnahmen des 
Gewässerausbaus, des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deich-
unterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschließlich Maßnahmen zur Verbesse-

rung oder Wiederherstellung des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf 
Rückhalteflächen, für Maßnahmen des Messwesens sowie für Handlungen, die für 

den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen zugelassener Gewässerbe-
nutzungen erforderlich sind.  
Das Landratsamt Schwandorf (Kreisverwaltungsbehörde) kann im Einzelfall abwei-

chend von den zuvor genannten Verboten Maßnahmen zulassen, wenn   
1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen,  

2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beein-
trächtigt werden und  

3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschäden 
nicht zu befürchten sind  

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgegli-

chen werden können (§ 78a Abs. 2 Satz 1 WHG). Bei der Prüfung der Vorausset-
zungen der zuvor genannten Nummern 2 und 3 sind auch die Auswirkungen auf 

die Nachbarschaft zu berücksichtigen (§ 78a Abs. 2 Satz 3 WHG).  
Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder wi-
derrufen werden (§ 78a Abs. 2 Satz 2 WHG).  

5) Nach § 78a Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 6 WHG sind in vorläufig gesicherten Über-
schwemmungsgebieten im Falle einer unmittelbar bevorstehenden Hochwasserge-

fahr Gegenstände nach § 78a Abs. 1 Nr. 4 WHG durch ihren Besitzer unverzüglich 
aus dem Gefahrenbereich zu entfernen.  

6) Nach § 78c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen in vorläu-

fig gesicherten Überschwemmungsgebieten verboten. Das Landratsamt Schwandorf 
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kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, wenn keine anderen weniger wassergefähr-
denden Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen und 

die Heizölverbraucheranlage hochwassersicher errichtet wird.  
7) In vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten gelten für Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen insbesondere die Anforderungen nach § 50 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV). Für Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) im Sinne 

des § 2 Abs. 13 AwSV gelten anstelle des § 50 insbesondere die Bestimmungen der 
Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV. Zudem haben Betreiber prüfpflichtiger Anlagen 

gemäß § 46 AwSV die Prüfzeitpunkte und -intervalle nach Maßgabe der Anlage 6 
AwSV zu beachten.  

Die vorläufige Sicherung ist Grundlage für weitere Entscheidungen des Landratsamts 

über die Festsetzung eines Überschwemmungsgebiets durch Rechtsverordnung. Die 
vorläufige Sicherung endet, sobald die Rechtsverordnung zur Festsetzung des Über-

schwemmungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsverfahren eingestellt wird. 
Sie endet spätestens nach Ablauf von fünf Jahren. Im begründeten Einzelfall kann die 
Frist vom Landratsamt Schwandorf höchstens um zwei weitere Jahre verlängert wer-

den (vgl. hierzu Art. 47 Abs. 4 BayWG).  
 

Weitere Informationen:  
Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Überschwemmungsgebiete werden im 
Internet unter https://www.lfu.bayern.de/wasser/hw_ue_gebiete/informations-

dienst/index.htm im „Informationsdienst Überschwemmungsgefährdete Gebiete in 
Bayern“ (IÜG) für die Öffentlichkeit dokumentiert. Dort sind auch weitere Informatio-

nen über Überschwemmungsgebiete sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum 
Festsetzungsverfahren enthalten. Wasserspiegellagen sind beim zuständigen Wasser-
wirtschaftsamt Weiden zu erfragen. 

 
Schwandorf, 02.12.2021 

Landratsamt Schwandorf 
Ebeling 
Landrat 

 

https://www.lfu.bayern.de/wasser/hw_ue_gebiete/informationsdienst/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/wasser/hw_ue_gebiete/informationsdienst/index.htm


 

Amtsblatt 48 / 2021 Seite 10 

 

 

 

 

Anlage 5: Übersichtslageplan M 1 : 15 000 (nicht maßstabsgetreu abgebildet)

 
 
 

 
Allgemeinverfügung des Landratsamtes Schwandorf zur Einhaltung von Biosi-

cherheitsmaßnahmen in einem festgelegten Gebiet zu präventiven Zwecken 
nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“) 
i. V. m. der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-

Verordnung) dem Tiergesundheitsgesetz und dem Gesetz über das Landes-
strafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicher-

heit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz) im Landkreis 
Schwandorf vom 10.12.2021 
 

Aufgrund des Art. 170 Abs. 1 Verordnung (EU) 2016/429 i. V. m.  
Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i. V. m. Abs. 2 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 

2016/429 i. V. m. § 6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Ge-
flügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 
(BGBl. I S. 1665),  

Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i. V. m. Abs. 2 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 
2016/429 i. V. m. § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i. V. m. § 7 Abs. 6 der Geflü-
gelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. 
I S. 1665),  

Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i. V. m. Abs. 2 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 
2016/429 i. V. m Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht 

und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
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(Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Dezember 1982 (BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt 

durch § 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl. S. 236) geändert worden ist,  
Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i. V. m. Abs. 2 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 

2016/429 i. V. m. § 14a der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügel-
pest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I 
S. 1665)], sowie Artikel 3 Absatz 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über den öffentlichen 

Gesundheits- und Veterinärdienst, die Ernährung und den Verbraucherschutz sowie die 
Lebensmittelüberwachung (Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz – GDVG) 

vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 370) geändert worden ist,  
ergeht für das gesamte Gebiet des Landkreises Schwandorf folgende: 

 
Allgemeinverfügung: 

 
1. Halter von Hühnern, Truthühnern, Perlhühnern, Rebhühnern, Fasanen, Laufvögeln, 

Wachteln, Enten und Gänsen (Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im 

Sinne des Artikel 4 Nr. 9 oder Nr. 10 VO (EU) 2016/429) im Landkreis Schwandorf 
bis einschließlich 1.000 Tieren haben sicherzustellen, dass 

a. die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte der Tiere 
gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind, die Ställe o-
der die sonstigen Standorte der Tiere von betriebsfremden Personen nur mit be-

triebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden und 
dass diese Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des 

Stalles oder sonstigen Standorts der Tiere unverzüglich ablegen, 
b. Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und Ein-

wegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

c. nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel oder in Gefangenschaft ge-
haltenen Vögeln im Sinne der Nr.1 die dazu eingesetzten Gerätschaften und der 

Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder Ausstallung 
die frei gewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und 
Gegenstände gereinigt und desinfiziert werden, 

d. betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Vieh-
VerkV unmittelbar nach Abschluss eines Transports der Tiere auf einem befestig-

ten Platz gereinigt und desinfiziert werden, 
e. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Haltung von Geflü-

gel oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr.1 eingesetzt und 
aa) in mehreren Ställen oder 
bb) von mehreren Betrieben gemeinsam 

benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall oder, in den 
Fällen des Buchstaben bb), im abgebenden Betrieb vor der Abgabe gereinigt und 

desinfiziert werden, 
f. eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber 

Aufzeichnungen gemacht werden, 

g. der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung ver-
endeter Tiere nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat, gerei-

nigt und desinfiziert wird oder werden, 
h. eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung 

zum Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe vor-

gehalten wird. 
 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17&x=1
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2. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen 
Geflügel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 VO (EU) 2016/429 und/oder in Gefangenschaft 

gehaltene Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 10 VO (EU) 2016/429, ausgenommen 
Tauben, verkauft, gehandelt oder zur Schau gestellt werden, sind im Landkreis 

Schwandorf verboten.  
3. Für Wildvögel im Sinne des Art. 4 Nr. 8 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 7 

Geflügelpest-Verordnung (hierunter fallen: Hühnervögel, Gänsevögel, Greifvögel, 

Eulen, Regenpfeiferartige, Lappentaucherartige oder Schreitvögel) gilt ein allgemei-
nes Fütterungsverbot im gesamten Landkreis Schwandorf.  

4. Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im Sinne der Nr.1 dürfen au-
ßerhalb einer gewerblichen Niederlassung oder von Personen, welche keine solche 
Niederlassung haben, gewerbsmäßig nur abgegeben werden, soweit das Geflügel 

längstens vier Tage vor der Abgabe klinisch tierärztlich oder, im Fall von Enten und 
Gänsen, virologisch nach näherer Anweisung der zuständigen Behörde mit negati-

vem Ergebnis auf hochpathogenes oder niedrigpathogenes aviäres Influenzavirus 
untersucht worden ist. Beginn der Viertagesfrist ist der Tag des auf der tierärztlichen 
Bescheinigung eingetragenen Untersuchungsdatums bzw. des Datums des Laborun-

tersuchungsbefundes.  
a) Im Fall von Enten und Gänsen sind die virologischen Untersuchungen jeweils an 

Proben von 60 Tieren je Bestand in einem Landeslabor oder in einem für diese 
Untersuchung nach der Norm ISO/IEC 17025 akkreditierten Privatlabor durchzu-
führen. Die Probenahme für die virologische Untersuchung hat durch einen prak-

tizierenden Tierarzt mittels eines Rachen- und Kloakentupfers zu erfolgen. Wer-
den weniger als 60 Enten oder Gänse gehalten, sind die jeweils vorhandenen 

Enten und Gänse zu untersuchen.  
b) Im Fall von anderem Geflügel als Enten und Gänsen sind die zur Abgabe im Rei-

segewerbe vorgesehenen Tiere durch einen praktizierenden Tierarzt klinisch zu 

untersuchen. 
5. Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 bis 4 des Tenors getroffenen Regelungen 

wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.  
6. Die Allgemeinverfügung des Landratsamtes Schwandorf vom 01.02.2021, veröffent-

licht im Amtsblatt Nr. 04/2021, wird vollständig aufgehoben.  

7. Kosten werden nicht erhoben.  
8. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gege-

ben.  
 

Begründung 
 

I.  

Aufgrund der sehr dynamischen Entwicklung in Norddeutschland sowie der Risikobe-
wertung des LGL vom 02.12.2021, in welcher es davon ausgeht, dass die Geflügelpest 

in der heimischen Wildvogelpopulation bereits flächendeckend verbreitet ist, muss ak-
tuell auch für den Landkreis Schwandorf von einem hohen Risiko des weiteren HPAIV-
Eintrages in Hausgeflügelbestände ausgegangen werden. 

Der Landkreis Schwandorf hat regional größere Wasserflächen, wo sich naturgemäß 
sehr viel Wassergeflügel und je nach Jahreszeit auch viele Zugvögel aus dem Norden 

von Deutschland und Europa aufhalten. In diesen Bereichen findet man andererseits 
auch eine sehr hohen Dichte an Hausgeflügel mit teils sehr großen Geflügelhaltungen. 
Daraus resultiert für den Landkreis regional ein sehr hohes Risiko für Ausbrüche von 

Geflügelpest bei Hausgeflügel, was die Seuchengeschehen der letzten Jahre immer wie-
der bewiesen haben. Bei diesen Geflügelpestausbrüchen in den letzten Jahren waren 
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mehrfach sehr große Geflügelbestände betroffen und es mussten in der Folge sehr viele 
Tiere gekeult werden mit enormen wirtschaftlichen Schäden. 

Es ist daher gerade für den Landkreis Schwandorf von herausragender Bedeutung, dass 
ein Überspringen der Geflügelpest vom Wildgeflügel auf Hausgeflügelbestände verhin-

dert wird. Die vorliegende Allgemeinverfügung bietet hierzu eine Grundlage. 
 

II. 

Das Landratsamt Schwandorf ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, sachlich und gemäß Art. 3 
Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 

 
Begründung Nr. 1  
Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 1 der Verfügung erfolgt in Ergänzung zu den 

Maßnahmen in § 6 Absatz 1 Geflügelpest-Verordnung gemäß Art. 170 Abs. 1 Verord-
nung (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i. V. m. Abs. 2 i. V. m. Art. 

55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 6 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung 
auf Grundlage der aktuellen Risikobewertung des Bayerischen Landesamtes für Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit vom 02.12.2021 für das Auftreten des Geflügelpest-

Virus (HPAIV) in Bayern.  
Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel und in Gefangenschaft gehaltener 

Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung vor allem durch direkten Kontakt 
mit infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten 
Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, 

ist es erforderlich, die Haltungen von Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln 
im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung im Landkreis zu schützen und den Eintrag 

oder die Verschleppung des Virus in bzw. aus Nutzgeflügelbestände zu vermeiden.  
Aufgrund der sehr dynamischen Entwicklung in Norddeutschland sowie der Risikobe-
wertung des LGL vom 02.12.2021 in welcher es davon ausgeht, dass die Geflügelpest 

in der heimischen Wildvogelpopulation bereits flächendeckend verbreitet ist, muss ak-
tuell auch für Bayern von einem hohen Risiko des weiteren HPAIV-Eintrages in Nutz-

/Hausgeflügelbestände bzw. Bestände von in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im 
Sinne der Nr. 1 ausgegangen werden. Durch die Mobilität klinisch gesunder Wasservö-
gel, z. B. bei der Futtersuche oder bei der Balz, besteht ein zusätzliches Risiko für eine 

Einschleppung in Bestände von Haus- und Nutzgeflügel bzw. in Bestände von in Gefan-
genschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung. Die Anord-

nung der unter Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung genannten Biosicherheitsmaßnahmen 
sind geeignet, das Risiko des Eintrags des Geflügelpestvirus in Haltungen von Geflügel 

sowie in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfü-
gung bzw. dessen Verbreitung zu vermindern.  
Begründung Nr. 2 

Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltungen 
ähnlicher Art mit Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln in Nr. 2 dieser 

Allgemeinverfügung ergibt sich aus Art. 170 Abs. 1 i. V. m. Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) 
i. V. m. Abs. 2 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 7 Abs. 
6 der Geflügelpest-Verordnung i. V. m. § 4 Abs. 2 der ViehVerkV und stützt sich auf die 

aktuelle Risikobewertung des LGL vom 02.12.2021 für das Auftreten des Geflügelpest-
Virus (HPAIV) in Bayern. Hiernach kann die zuständige Behörde zur Vorbeugung von 

Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügungen erlassen über die Durchführung von 
Veranstaltungen, anlässlich derer Tiere zusammenkommen. Das gemäß Nr. 4 dieser 
Allgemeinverfügung angeordnete Verbot für Geflügelausstellungen, -schauen 

und -märkte sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und in Gefangenschaft 
gehaltenen Vögeln, ausgenommen Tauben, im Landkreis ist erforderlich, da durch den 
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bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt von Tieren ein bislang nicht ab-
schätzbares Infektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf eine Verschleppung von 

potentiell infizierten Tieren möglich ist.  
Begründung Nr. 3 

Das in Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung angeordnete allgemeine Fütterungsverbot von 
Wildvögeln erfolgt auf Grundlage der aktuellen Risikobewertung des Bayerischen Lan-
desamtes für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit vom 02.12.2021 für das Auftreten 

des Geflügelpest-Virus (HPAIV) in Bayern gem. Art. 170 Abs. 1 i. V. m. Art. 70 Abs. 1 
Buchst. b) i. V. m. Abs. 2 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i. V. 

m. Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG, da virushaltige Ausscheidungen von Wildvögeln 
jederzeit z. B. Oberflächengewässer, Futtermittel und Einstreu bei im Auslauf gehalte-
nem Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr.1 dieser Allge-

meinverfügung mit Influenzaviren, die für die Tiere pathogen sind, kontaminieren kön-
nen. Die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen 

Vögeln im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung erfolgt vor allem durch direkten 
Kontakt mit infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskonta-
minierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzklei-

dung. Um die Verbreitung des Virus durch direkten Kontakt zwischen Wildvögeln und 
Geflügel bzw. in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemein-

verfügung so weit wie möglich zu vermeiden, ist es aus tierseuchenfachlichen Erwägun-
gen erforderlich, Fütterungen von Wildvögeln zu unterbinden, denn die Fütterungsplätze 
stellen naturgemäß entsprechende „Hot-Spots“ dar, an denen viele Wildvögel zur glei-

chen Zeit zusammentreffen. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass die aktuelle 
Risikobewertung des LGL vom 02.12.2021 davon ausgeht, dass das HPAI-Virus bereits 

flächendeckend in der Wildvogelpopulation in Bayern verbreitet ist.  
Begründung Nr. 4 
Die Anordnungen zur Abgabe von Geflügel und gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 

im Reiseverkehr wurden für den Landkreis Schwandorf unter Beachtung des eingeräum-
ten Ermessens sowie des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Rahmen der geltenden 

Rechtsvorschriften getroffen. Entsprechend Artikel 170 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
2016/429 i. V. m. § 14a Abs. 1 Satz 1 und § 13 Abs. 5 der Geflügelpest-Verordnung 
wird somit die Abgabe von Geflügel und gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 im Rei-

segewerbe im Landkreis Schwandorf nur noch unter den vorgenannten Bedingungen 
zugelassen. Gemäß § 14a Geflügelpest-Verordnung kann die zuständige Behörde, so-

weit dies aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist, anordnen, dass Ge-
flügel und gehaltene Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung außerhalb 

einer gewerblichen Niederlassung oder, ohne eine solche Niederlassung zu haben, ge-
werbsmäßig nur abgegeben werden dürfen, soweit die Tiere längstens vier Tage vor der 
Abgabe klinisch tierärztlich oder, im Fall von Enten und Gänsen, virologisch nach nähe-

rer Anweisung der zuständigen Behörde mit negativem Ergebnis auf hochpathogenes 
oder niedrigpathogenes aviäres Influenzavirus untersucht worden sind.  

Im Fall von Enten und Gänsen gilt § 13 Abs. 5 S. 1 Nr. 1, S. 2 und 3 Nr. 1 Geflügelpest-
Verordnung entsprechend. Danach sind die Untersuchungen im Fall von Enten und Gän-
sen jeweils an Proben von 60 Tieren je Bestand in einer von der zuständigen Behörde 

bestimmten Untersuchungseinrichtung durchzuführen. Werden weniger als 60 Enten o-
der Gänse gehalten, sind die jeweils vorhandenen Tiere zu untersuchen. Die Proben 

sind im Fall von Enten und Gänsen mittels eines kombinierten Rachen- und Kloakentup-
fers zu entnehmen. Derjenige, der die Tiere abgibt, hat eine tierärztliche Bescheinigung 
über das Ergebnis der Untersuchung nach Satz 1 mitzuführen. Die Bescheinigung ist 

der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. Die Bescheinigung nach S. 3 ist 
mindestens ein Jahr aufzubewahren. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des letzten Tages 

des Kalendermonats, an dem die Bescheinigung ausgestellt worden ist. Gemäß Abs. 2 
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gilt Abs. 1 nicht für die Abgabe von Tieren, die unmittelbar zur Schlachtung verbracht 
werden.  

Der Tierhandel birgt naturgemäß durch den Bezug der Tiere aus unterschiedlichen Quel-
len, deren Durchmischung anlässlich des Transports und deren Weiterverteilung auf 

eine Vielzahl von Beständen ein erhöhtes seuchenhygienisches Risiko. Gemessen an 
den gravierenden Folgen einer Verbreitung der Seuche und Infektion mit HPAIV für die 
betroffenen Bestände und auch die betroffenen Regionen in ganz Deutschland ist es zur 

Bekämpfung und Eindämmung des Seuchengeschehens aktuell erforderlich, die Abgabe 
von Geflügel und gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung im 

Reisegewerbe nur unter den in der Geflügelpest-Verordnung genannten Bedingungen 
zuzulassen. Die angeordneten Pflichten dienen der Eindämmung des aktuell hohen Seu-
chenverschleppungsrisikos. Zur Verfolgung dieses Zwecks ist die Untersuchungspflicht 

eine geeignete Maßnahme, um das Übertragungsrisiko weitest möglich auszuschließen.  
Mildere, gleich wirksame Mittel als die angeordneten Maßnahmen sind nicht ersichtlich. 

Der Eingriff in das Grundrecht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb der 
betroffenen Geflügelhändlerinnen und -händler ist ferner angemessen, um den Geflü-
gelhandel in der derzeitigen Situation ohne ein erhöhtes Übertragungsrisiko zu ermög-

lichen. Die geforderten Untersuchungen dienen auch zur Absicherung der Handelnden, 
welche dafür Sorge zu tragen haben, dass eine Ausbreitung von Tierseuchen verhindert 

wird. Ein Übertragungsrisiko auf andere Geflügelhaltungen ist bei Tieren ausgeschlos-
sen, die unmittelbar zur Schlachtung abgegeben werden. Daher gelten die angeordne-
ten Pflichten nach Nr. 4 dieser Allgemeinverfügung für diese Tierkategorie entsprechend 

§ 14a Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung nicht. 
Begründung Nr. 5 

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1 bis 4 dieser Allgemeinver-
fügung wird gemäß § 80 S. 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der aviären 
Influenza H5N1 um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, 

deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrest-
riktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche 

müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abge-
wartet werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seu-
cheneinschleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das öffentliche In-

teresse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an der 
aufschiebenden Wirkung eines eventuellen Rechtsmittels.  

Begründung Nr. 6 
Die Allgemeinverfügung vom 01.02.2021 stellte in der noch geltenden Form Anforde-

rungen an die Biosicherheit bei den betroffenen Tierhaltungen. Diese wird durch diese 
neu erlassene Allgemeinverfügung ersetzt. Deshalb war die bisherige Allgemeinverfü-
gung aufzuheben.  

Begründung Nr. 7 
Die Kostenentscheidung in Nr. 7 dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 13 des Aus-

führungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG).  
Begründung Nr. 8 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt 

bei öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung 
als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 

BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntma-
chung folgende Tag bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, 
sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt 

des Landkreises Schwandorf als bekannt gegeben gilt. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 

erhoben werden bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg  

in 93047 Regensburg 
Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Haidplatz 1, 93047 Regensburg,  

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zuge-
lassenen¹ Form. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 

einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechts-
behelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkun-

gen!  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen.  

[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

Hinweise: 
1. Auf die Vorgaben gem. Art. 170 Abs. 1 i. V. m. Art. 10 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 

2016/429 i. V. m. § 3 Geflügelpest-Verordnung und Art. 170 Abs. 1 i. V. m. Art. 

10 Abs. 1 Buchst. a) i. V. m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 der 
hinsichtlich der allgemein geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie 

zur Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird hingewiesen.  
2. Nach Art. 84 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von 

Hühner, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhühnern, Truthühnern, Wach-

teln oder Laufvögeln verpflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tä-
tigkeit unter Angabe ihres Namens, ihrer Anschrift und der Anzahl der im Jahres-

durchschnitt voraussichtlich gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes 
bezogen auf die jeweilige Tierart mitzuteilen.  

3. Ordnungswidrig i. S. d. des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, § 46 ViehVerkV und 

§ 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser All-
gemeinverfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 

bis zu 30.000 Euro geahndet werden. 
4. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früherkennung im Sinne 

des Art. 170 Abs. 1 i. V. m. Art. 10 Abs. 1 Buchst. a) i. V. m. Abs. 5 VO (EU) 
2016/429 i. V. m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung an den Landes-
untersuchungseinrichtungen sind kostenfrei.  

5. Kraft Gesetzes hat derjenige, der das Geflügel abgibt, die Bescheinigung über das 
Ergebnis der Labor- bzw. klinischen Untersuchung mitzuführen. Die Bescheinigung 

ist der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. Die Bescheinigung ist min-
destens ein Jahr aufzubewahren. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des letzten Tages 
des Kalendermonats, an dem die Bescheinigung ausgestellt worden ist (§ 14a Abs. 

1 S. 3-6 Geflügelpest-Verordnung). 
 

Schwandorf, 10.12.2021 
Ebeling 
Landrat 
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Vollzug des SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) und des SGB XII (So-
zialhilfe); 

Neufestsetzung der Richtwerte für die (abstrakte) Angemessenheit der Unter-
kunftskosten im Landkreis Schwandorf ab 01.01.2022 

 
Bekanntmachung des Landkreises Schwandorf 

vom 07.12.2021 

 
1. Allgemeine Hinweise 

1.1 Bei den Existenzsicherungsleistungen nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeit-
suchende) und dem SGB XII (Sozialhilfe) wird der Bedarf für die Unterkunft in Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind 

(§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II bzw. § 35 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 SGB XII). 
1.2 Die Prüfung der Angemessenheit vollzieht sich in mehreren Schritten. Zunächst ist 

zu klären, welche Unterkunft nach Wohnfläche und Kosten für den Einzelfall ganz 
allgemein als angemessen anzusehen ist (abstrakte Angemessenheit). Entspricht 
die konkrete Unterkunft den maßgebenden Kriterien, können die Kosten bei der 

Bedarfsberechnung voll berücksichtigt werden. Ist dies nicht der Fall, muss anhand 
der individuellen Umstände geprüft werden, ob für den Einzelfall höhere als die abs-

trakt angemessenen Kosten als angemessen anerkannt werden können (konkrete 
Angemessenheit). 

1.3 Hinsichtlich der abstrakt angemessenen Wohnfläche ist nach der Rechtsprechung 

des Bundessozialgerichts auf die im jeweiligen Bundesland für Wohnberechtigte im 
sozialen Mietwohnungsbau festgelegten Werte abzustellen. Für Bayern sind dies die 

in der nachfolgenden Tabelle in der Spalte „Wohnfläche“ ausgewiesenen Werte. 
Die abstrakt angemessenen Kosten sind von jedem Leistungsträger für seinen Zu-
ständigkeitsbereich zu ermitteln. Dabei ist vom einfachen, im unteren Marktseg-

ment liegenden Wohnungsstandard auszugehen. 
Die Richtwerte für die Zeit ab 01.01.2022 beruhen auf einem Konzept, das im Jahr 

2021 erstellt worden ist. Dazu sind unter anderem die Bestandsmieten im Landkreis 
Schwandorf erhoben und die Angebotsmieten ausgewertet worden. 
 

2. Höhe der Richtwerte ab 01.01.2022 
Die Richtwerte für die (abstrakte) Angemessenheit der Unterkunftskosten im Land-

kreis Schwandorf werden ab 01.01.2022 wie folgt festgesetzt: 
 

Zahl der 

Personen 

Richtwerte für die Angemessenheit der 

Wohnfläche Unterkunftskosten im 

Vergleichsraum I1) Vergleichsraum II2) 

1 50 qm 395 € 375 € 

2 65 qm 500 € 430 € 

3 75 qm 575 € 495 € 

4 90 qm 660 € 585 € 

5 105 qm 785 € 655 € 

je weitere 
Person 

+ 15 qm 115 € 95 € 
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1) Burglengenfeld, Maxhütte-Haidhof, Schwandorf und Teublitz 

2) Altendorf, Bodenwöhr, Bruck i. d. OPf., Dieterskirchen, Fensterbach, 
Gleiritsch, Guteneck, Nabburg, Neukirchen-Balbini, Neunburg v. W., 

Niedermurach, Nittenau, Oberviechtach, Pfreimd, Schönsee, Schmidgaden, 
Schwarzach, Schwarzenfeld, Schwarzhofen, Stadlern, Steinberg am See, 

Stulln, Teunz, Thanstein, Trausnitz, Wackersdorf, Weiding, 
Wernberg-Köblitz, Winklarn 

 

3. Erläuterungen zu den Richtwerten 

3.1 Bei der Zahl der Personen ist in der Regel die Zahl der dauerhaft in der Unterkunft 
wohnenden Personen maßgebend, soweit diese zur Bedarfs- oder Einsatzgemein-

schaft gehören.  
3.2 Bei den Unterkunftskosten handelt es sich um die Bruttokaltmiete. Dazu gehören 

die vertragliche Grundmiete (Kaltmietzins) und alle mietvertraglich geschuldeten 
Nebenkosten (kalte Betriebskosten), die zulässigerweise auf Mieter umgelegt wer-

den dürfen, z. B. Grundsteuer, Gebäudebrandversicherung, Wasser- und Kanalge-
bühren, Müllabfuhr, Hausmeisterkosten. Nicht zu den Unterkunftskosten rechnen 
die Heizkosten und die Kosten für die Warmwasserbereitung (nachfolgend kurz 

Heizkosten). Diese werden im Rahmen ihrer Angemessenheit gesondert berücksich-
tigt. Auch die Haushaltsenergie gehört nicht zu den Unterkunftskosten. Diese ist mit 

den Regelsätzen abgegolten.  
3.3 Eine Unterkunft gilt auch dann noch als angemessen, wenn zwar der Richtwert für 

die Wohnfläche, nicht aber der Richtwert für die Unterkunftskosten überschritten 

wird. Ebenso gilt eine Unterkunft noch als angemessen, wenn der Richtwert für die 
Unterkunftskosten überschritten, dies jedoch durch geringere Kosten für die Hei-

zung ausgeglichen wird. Aufwendungen für Unterkunft und Heizung werden in die-
sem Sinne noch als angemessen bewertet, wenn für sich betrachtet der Richtwert 
für die Unterkunftskosten oder die Nichtprüfungsgrenzen für angemessene Heizkos-

ten überschritten werden, die Summe aus beiden Werten (Gesamtangemessen-
heitsgrenze) aber noch eingehalten wird.  

3.4 Für selbst genutzte, vermögensrechtlich geschützte Eigenheime und Eigentums-
wohnungen gelten vorstehende Ausführungen sinngemäß. Nach der Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts darf im Vergleich zu Mietwohnungen grundsätzlich 

keine Besserstellung erfolgen. 
 

Schwandorf, 07.12.2021 
Ebeling 
Landrat 

 


